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K 0186/2023 (VWD) 

Kleine Anfrage SP/Junge SP: Erste Erfahrungen mit dem angepassten Submissions-

gesetz (06.09.2023)  

 

Seit dem 1. Juli 2022 ist das angepasste Submissionsgesetz in Kraft. Das Submissionsgesetz 
und die darauf gestützte erlassene Submissionsverordnung regeln die Vergabe öffentlicher 
Aufträge. Neu wurden in diesem Gesetz die Auftragsvergaben an Organisationen der Arbeits-
integration der Arbeitslosenversicherung (ALV), der Invalidenversicherung (IV) und der Sozial-
hilfe der Submission unterstellt. Dies wäre nach geltendem Recht nicht zwingend nötig gewe-
sen, die Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB) lässt 
den Kantonen aber die Möglichkeit offen, solche Aufträge dem Submissionsrecht zu unter-
stellen (Art. 63 Abs. 4 IVöB). Aufgrund von entsprechenden Vernehmlassungsantworten wur-
de diese neue Regelung ins angepasste Gesetz aufgenommen. Rund ein Jahr nach der Einfüh-
rung kommt es zu ersten Massnahmen. Gegen die Vergabe des Angebotes «Unterstützung 
von fremdsprachigen Stellensuchenden» an das Stellwerk Solothurn wurde Klage eingereicht. 
Dieser Klage wurde vom Verwaltungsgericht stattgegeben und die Ausschreibung muss noch-
mals erfolgen. Nun hat Medienberichten vom 26. Juli 2023 zufolge das Amt für Wirtschaft 
und Arbeit (AWA) entschieden, das Angebot vorläufig nicht mehr auszuschreiben. 
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fra-
gen:  
1. Eine Submission ist vor allem dann sinnvoll, wenn in einem Bereich ein Markt besteht. Ist 

der Regierungsrat der Ansicht, dass es im Bereich der Arbeitsintegration einen Markt gibt? 

2. Welche Erfahrungen konnten bisher mit dem angepassten Submissionsgesetz gemacht 

werden? 

3. Gibt es Bereiche, in welchen vor der Inkraftsetzung des angepassten Submissionsgesetzes 

die Auftragsvergabe bereits gemäss Submissionsgesetz erfolgte? Wenn ja, welche? Welche 

Erfahrungen wurden gemacht? 

4. Das AWA verkündet im Medienbericht vom 26. Juli 2023, dass ein separates Angebot für 

fremdsprachige Stellensuchende nicht nötig ist. Ist der Regierungsrat auch dieser Ansicht? 

Wenn ja warum? 

5. Trotz dieser Haltung wurde der Auftrag ausgeschrieben und erst nach erfolgter Klage und 

deren Gutheissung durch das Verwaltungsgericht verzichtet das AWA auf eine weitere 

Ausschreibung dieses Angebotes. Was hat den Ausschlag für diesen Sinneswandel gege-

ben? 

6. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass fremdsprachige Stellensuchende die nötige pro-

fessionelle Unterstützung bei der Stellensuche erhalten? 

 
Begründung 06.09.2023: Im Vorstosstext enthalten. 

 

Unterschriften: 1. Luzia Stocker, 2. Urs Huber, 3. Marianne Wyss, Melina Aletti, Markus Am-

mann, Matthias Anderegg, Remo Bill, Simon Bürki, Silvia Fröhlicher, Philipp Heri, Stefan Hug, 

Hardy Jäggi, Franziska Rohner, Farah Rumy, Mathias Stricker, Nadine Vögeli (16) 


